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Der Grundsatz ne bis in idem (lat.: „nicht zweimal in derselben Sache“) ist eine zentrale straf-
prozessuale Verfahrensgarantie und besagt, dass niemand wegen derselben Handlung zweimal 
bestraft werden darf. Auf nationaler Ebene ist der Grundsatz in Art. 103 Abs. 3 Grundgesetz (GG) 
verankert: „Niemand darf wegen derselben Tat auf Grund der allgemeinen Strafgesetze mehrmals 
bestraft werden.“ Der Rechtsgrundsatz ist auch international in weiten Teilen anerkannt und fin-
det sich in verschiedenen Vertragswerken des internationalen Rechts, etwa in Art. 4 des Proto-
kolls Nr. 7 zur Europäischen Menschenrechtskonvention. Dem Verbot der Doppelbestrafung liegt 
im Kern das Bedürfnis nach Rechtssicherheit zugrunde. Dieser verfassungsrechtlich aus dem 
Rechtsstaatsprinzip folgende Grundsatz findet seinen Ausdruck unter anderem in der Rechts-
kraft von gerichtlichen Entscheidungen. Der Eintritt von Rechtskraft schafft unter den Beteiligten 
Klarheit und Planungssicherheit. Er ist eine notwendige Bedingung zur Schaffung von Rechts-
frieden in der Gesellschaft. Speziell auf das Strafrecht bezogen garantiert der Grundsatz ne bis in 
idem dem einer Straftat Beschuldigten, dass eine einmal getroffene rechtskräftige Entscheidung 
nicht nach Gutdünken der staatlichen Gewalt revidiert werden kann. Anerkannt ist hierbei, dass 
Art. 103 Abs. 3 GG die rechtskräftig bestrafte oder freigesprochene Person nicht nur vor doppelter 
Bestrafung, sondern auch bereits vor erneuter Strafverfolgung wegen derselben Tat schützt. 

Reform in der 19. Legislaturperiode 

Aktuelle Relevanz hatte der Grundsatz ne bis in idem durch eine Reform der strafprozessualen 
Regelungen des „Wiederaufnahmeverfahrens zuungunsten des Verurteilten“ im Jahr 2021 erfah-
ren. Nach § 362 Nr. 1 - 4 Strafprozessordnung (StPO) konnte zwar schon vor dieser Reform ein 
durch rechtskräftiges Urteil abgeschlossenes Strafverfahren in eng begrenzten Ausnahmefällen 
zulasten des Angeklagten wiederaufgenommen werden. Das in der 19. Legislaturperiode vom 
Deutschen Bundestag beschlossene Gesetz zur Herstellung materieller Gerechtigkeit vom 
21.12.2021 hatte jedoch zum Ziel, § 362 StPO in Gestalt einer neuen Nr. 5 inhaltlich zu erwei-
tern: Fortan sollte die Wiederaufnahme auch dann möglich sein, „wenn neue Tatsachen oder Be-
weismittel beigebracht werden, die allein oder in Verbindung mit früher erhobenen Beweisen 
dringende Gründe dafür bilden, dass der freigesprochene Angeklagte wegen Mordes (§ 211 des 
Strafgesetzbuches), Völkermordes (§ 6 Absatz 1 des Völkerstrafgesetzbuches), des Verbrechens 
gegen die Menschlichkeit (§ 7 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Völkerstrafgesetzbuches) oder 
Kriegsverbrechens gegen eine Person (§ 8 Absatz 1 Nummer 1 des Völkerstrafgesetzbuches) ver-
urteilt wird.“ Die Verfassungsmäßigkeit dieser Reform war stark umstritten. Thematisiert wurde 
dabei nicht nur ein möglicher Verstoß gegen den ne bis in idem-Grundsatz, sondern auch gegen 
das aus dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) abgeleitete Rückwirkungsverbot. 
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Auch der Bundespräsident hatte anlässlich der Ausfertigung des Gesetzes „erhebliche verfas-
sungsrechtliche Bedenken“ geäußert und angeregt, das Gesetz einer „erneuten parlamentarischen 
Prüfung und Beratung zu unterziehen“. 

Urteil des Bundesverfassungsgerichts  

Das Bundesverfassungsgericht hat die Reform des Wiederaufnahmeverfahrens durch das „Gesetz 
zur Herstellung materieller Gerechtigkeit“ mit Urteil vom 31.10.2023 für verfassungswidrig und 
nichtig erklärt (Az.: 2 BvR 900/22). Die Neuregelung sei mit Art. 103 Abs. 3 GG, auch in Verbin-
dung mit dem verfassungsrechtlichen Grundsatz des Vertrauensschutzes (Art. 20 Abs. 3 GG), un-
vereinbar. Denn zwar verbiete Art. 103 Abs. 3 GG die Wiederaufnahme von Strafverfahren zum 
Nachteil des Grundrechtsträgers nicht generell – jedenfalls verboten sei aber die Wiederauf-
nahme aufgrund neuer Tatsachen oder Beweismittel. Das Bundesverfassungsgericht führte in 
seiner Entscheidung aus, Art. 103 Abs. 3 GG enthalte als grundrechtsgleiches Recht ein Mehr-
fachverfolgungsverbot auch gegenüber dem Gesetzgeber. Diese „verfassungsrechtliche Entschei-
dung zugunsten der Rechtssicherheit gegenüber der materialen Gerechtigkeit“ sei absolut und 
deshalb abwägungsfest und eröffne dem Gesetzgeber bei der Regelung der Wiederaufnahme eines 
Strafverfahrens keinen Spielraum. Als abwägungsfestes Verbot sei Art. 103 Abs. 3 GG eng auszu-
legen. Die Korrektur eines Strafurteils mit dem Ziel, eine inhaltlich „richtigere“ und damit mate-
riell gerechtere Entscheidung herbeizuführen, lasse sich mit der von Art. 103 Abs. 3 GG getroffe-
nen unbedingten Vorrangentscheidung zugunsten der Rechtssicherheit gegenüber der materialen 
Gerechtigkeit nicht vereinbaren. Zudem verletze die Anwendung des § 362 Nr. 5 StPO auf Ver-
fahren, die bereits vor Inkrafttreten dieser Bestimmung durch rechtskräftigen Freispruch abge-
schlossen waren, das Rückwirkungsverbot aus Art. 103 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3 
GG.  

Dem Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht zugrunde lag die Verfassungsbeschwerde ei-
nes im Jahr 1983 vom Vorwurf der Vergewaltigung und des Mordes Freigesprochenen. Gegen ihn 
war nach der Gesetzesreform auf Antrag der Staatsanwaltschaft die Wiederaufnahme des Straf-
verfahrens durch das zuständige Landgericht für zulässig erachtet und die hiergegen gerichtete 
Beschwerde des Freigesprochenen durch das Oberlandesgericht verworfen worden. Aus dem Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts folgt nun, dass die dieser Wiedereröffnung zugrundeliegende 
gesetzliche Regelung von Anfang an nichtig war. Das Urteil hat Gesetzeskraft, der Entscheidungs-
tenor zur Nichtigkeit von § 362 Nr. 5 StPO entfaltet mithin über den vorliegenden Fall hinaus 
Allgemeinverbindlichkeit (Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG iVm §§ 13 Nr. 8a, 31 Abs. 2, 95 Abs. 3 Bun-
desverfassungsgerichtsgesetz – BVerfGG). Die Beschlüsse des Landgerichts und des Oberlandes-
gerichts wurden durch das Bundesverfassungsgericht aufgehoben. 
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